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Der Bundesrat hat in seiner 1038. Sitzung am 24.11.2023 dem Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) zugestimmt (vgl. Mel-

dung Bundesrat Kompakt vom gleichen Tag). Ziel des Maßnahmenpaktes mit über 30 Artikeln sei es, kleinen und mittleren

Unternehmen sowie Start-Ups den Zugang zum Kapitalmarkt zu erleichtern, Investitionen in Erneuerbare Energien besser zu

fördern, steuerliche Regelungen für Investmentfonds an Vorgaben anderer EU-Staaten anzugleichen, dadurch den Wettbe-

werb zu stärken und den Standort Deutschland für nationale sowie internationale Investoren attraktiver zu machen. Aktien-

emissionen seien künftig auch auf der Grundlage der Blockchain-Technologie möglich. Mit dieser Weiterentwicklung des

Rechtsrahmens für Kryptowerte solle Deutschland zu einem rechtssicheren Standort für diese Zukunftstechnologie werden,

heißt es in der Gesetzesbegründung. Änderungen gäbe es auch bei den Haftungsregelungen für Crowdfunding-Projekte.

Weitere Änderungen betreffen Vorgaben für Zahlungskonten-Vergleichswebseiten, Verbraucherdarlehensverträge und Rest-

schuldversicherungen. Das Gesetz tritt weitgehend am Tag nach Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft, einige Regelun-

gen bereits am 1.1.2024. Vgl. hierzu auch die BB-Beiträge zum Referentenentwurf Kuthe, BB 2023, 1603 ff., Haisch/Bindl/Zeid-

ler, BB 2023, 1730 ff. sowie Löw/Daka, BB 2023, 1908 ff.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Verbraucherdarlehensvertrag –

Zahlungsverpflichtung zu überhöhten

zinsunabhängigen Kreditkosten kann

missbräuchliche Klausel darstellen

1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des

Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche

Klauseln in Verbraucherverträgen ist dahin

auszulegen, dass, sofern die Prüfung der et-

waigen Missbräuchlichkeit einer Klausel über

zinsunabhängige Kosten eines zwischen einem

Gewerbetreibenden und einem Verbraucher

geschlossenen Darlehensvertrags nicht nach

Art. 4 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 8 dieser

Richtlinie ausgeschlossen ist, die Missbräuch-

lichkeit einer solchen Klausel unter Berücksich-

tigung des Umstands festgestellt werden kann,

dass diese Klausel die Zahlung von Gebühren

oder einer Provision durch den Verbraucher in

einer Höhe vorsieht, die offensichtlich außer

Verhältnis zu der als Gegenleistung erbrachten

Dienstleistung steht.

2. Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 ist im Licht

des Effektivitätsgrundsatzes dahin auszulegen,

dass er einer nationalen Regelung in ihrer Ausle-

gung durch die Rechtsprechung entgegensteht,

nach der der Klage eines Verbrauchers auf Fest-

stellung der Unwirksamkeit einer missbräuchli-

chen Klausel in einem mit einem Gewerbetrei-

benden geschlossenen Vertrag nur bei Nachweis

eines Rechtsschutzinteresses stattgegeben wer-

den kann, wenn davon ausgegangen wird, dass

ein solches Interesse nicht besteht, wenn der

Verbraucher eine Klage auf Erstattung rechts-

grundlos gezahlter Beträge erheben oder diese

Unwirksamkeit im Rahmen seiner Verteidigung

gegen eine von dem Gewerbetreibenden auf

der Grundlage dieser Klausel gegen ihn erhobe-

nen Widerklage auf Erfüllung geltend machen

kann.

3. Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 ist im Licht

der Grundsätze der Effektivität, der Verhältnis-

mäßigkeit und der Rechtssicherheit dahin aus-

zulegen, dass er der Nichtigerklärung eines zwi-

schen einem Gewerbetreibenden und einem

Verbraucher geschlossenen Darlehensvertrags

nicht entgegensteht, wenn festgestellt wird,

dass nur die Klausel dieses Vertrags, in der die

konkreten Modalitäten der Zahlung der zu den

wiederkehrenden Fälligkeitsterminen geschul-

deten Beträge festgelegt werden, missbräuch-

lich ist und der Vertrag ohne diese Klausel nicht

fortbestehen kann. Enthält eine Klausel jedoch

eine Bestimmung, die sich von den anderen Be-

stimmungen dieser Klausel abtrennen lässt und

Gegenstand einer individualisierten Prüfung ih-

rer Missbräuchlichkeit sein kann, deren Strei-

chung es ermöglichen würde, ein tatsächliches

Gleichgewicht zwischen den Parteien wiederher-

zustellen, ohne den wesentlichen Inhalt des be-

treffenden Vertrags zu beeinträchtigen, dann

impliziert diese Vorschrift im Licht dieser Grund-

sätze nicht, dass diese Klausel oder sogar dieser

Vertrag insgesamt für nichtig zu erklären wären.

EuGH, Urteil vom 23.11.2023 – C-321/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2817-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anlagebedingungen, Transparenz-

kontrolle

Zur Transparenzkontrolle der Anlagebedingun-

gen einer Kapitalverwaltungsgesellschaft eines

inländischen Organismus für gemeinsame Anla-

gen in Wertpapieren (OGAW).

BGH, Urteil vom 5.10.2023 – III ZR 216/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2817-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Begründung des Deliktsgerichtsstands

der EuGVVO (hier: Gestattungsverfahren

zur Bestandsdatenauskunft durch Teleme-

dien-Anbieter)

Die Geltendmachung deliktischer Ansprüche ge-

gen einen Dritten genügt nicht, um im Gestat-

tungsverfahren zur Bestandsdatenauskunft durch

Anbieter vonTelemediendenDeliktsgerichtsstand

derEuGVVOzubegründen.

BGH, Beschluss vom 28.9.2023 – III ZB 25/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2817-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Begrenzung des Instanzenzuges

und zum Schutzumfang eines titulierten

Unterlassungsgebots

a) Die Begrenzung des Instanzenzugs durch

§ 574 Abs. 1 Satz 2, § 542 Abs. 2 Satz 1 ZPO gilt

nur für das Verfügungsverfahren selbst, nicht

hingegen für selbständige und mit einem eige-

nen Rechtsmittelzug ausgestaltete Verfahren, die

sich an das Verfügungsverfahren anschließen,

wie beispielsweise das Kostenfestsetzungsver-

fahren oder Ordnungsmittelverfahren gemäß

§ 890 ZPO.

b) Zum Schutzumfang eines titulierten Unterlas-

sungsgebots (hier: Verbot bestimmter die Privat-

sphäre beeinträchtigender Äußerungen).

BGH, Beschluss vom 26.9.2023 – VI ZB 79/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2817-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Sorgfaltsanforderungen bei

Versendung eines fristgebundenen Schrift-

satzes durch Rechtsanwalt selbst

Zu den an einen Rechtsanwalt zu stellenden

Sorgfaltsanforderungen hinsichtlich der Bezeich-

nung des Empfangsgerichts im besonderen

elektronischen Anwaltspostfach (beA), wenn der

Rechtsanwalt die Versendung eines fristgebun-

denen Schriftsatzes über das beA selbst aus-

führt.

BGH, Beschluss vom 10.10.2023 – VIII ZB 60/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2817-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Gestaltungsspielraum eines Fernwär-

meversorgers bei einseitig angepasster

Preisänderungsklausel

a) Ersetzt der Fernwärmeversorger während

des laufenden Fernwärmelieferungsverhältnis-
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